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Antrag 

der Abgeordneten Frau Mensel und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Vollzug des Abfallgesetzes (Neue PET-Einwegflasche) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Einführung einer neuen Einwegflasche aus dem Kunststoff 
Polyethylenterephthalat (PET) läuft allen Anstrengungen zu- 
wider, die Abfallmengen zu verringern. Es kann nicht hingenom- 
men werden, daß durch vordergründige ökonomische Interessen 
einzelner Unternehmen zusätzliche Belastungen für die Öffent- 
lichkeit erwachsen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, alle zur Verfügung 
stehenden Mittel einzusetzen, um die Markteinfühnmg der PET- 
Flasche zu stoppen. Statt dessen sollten alle Anstrengungen 
unternommen werden, um das vorhandene Mehrwegsystem für 
Erfrischungsgetränke beizubehalten und auszuweiten. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, unverzüglich Bericht zu 
erstatten, inwieweit die geplanten Maßnahmen (Rechtsverord- 
nung zu § 14 AbfG) ausreichen, um die Markteinführung der PET- 
Flasche zu verhindern. 

Bonn, den 2. März 1988 ^ 

Frau Hensel 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Die Firma Coca-Cola plant in diesem Jahr die großflächige Ein- 
führung der PET-Einwegflasche in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Dieses Vorhaben, das im Verbund mit anderen Firmen be- 
trieben wird, unterläuft alle Anstrengungen, die Abfallberge zu 
verkleinern. 

Das Vorhaben führt zu einer Zunahme der zu entsorgenden 
Abfälle. Darüber kann auch das ebenfalls geplante „Sammel- und 
Recyclingsystem" zur Rückführung und Wiederaufbereitung von 
PET-Flaschen nicht hinwegtäuschen. Die Einführung der PET- 
Flasche ist der Testballon, mit dem zum Sturm auf das Mehrweg- 
system für Erfrischungsgetränke geblasen werden soll. 

Die bisher geplanten Maßnahmen der Brmdesregierung, nämlich 
der Erlaß einer Rechtsverordnung nach § 14 AbfG, können aller 
Wahrscheinlichkeit nach die Verbreitung der PET-Flasche nicht 
verhindern, bestenfalls erschweren. Da offenbar die gesetzlichen 
Möglichkeiten des § 14 AbfG nicht greifen, ist eine Verschärfung 
des Gesetzes und die Aufnahme einer Verbotsregelung für be- 
stimmte Verpackungen imd Behältnisse vermutlich unumgäng- 
lich. 
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